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Bonn, den 9. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundesinnenministerium 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Gruhl, Volmerr 
Biechele, Freiherr von Fircks und Genossen 
- Drucksache VI/3383 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Trifft die Darstellung in „U- Das technische Umweltmagazin", 
April 1972, zu, daß der Bundesminister des Innern im Zusam- 
menhang mit dem Aufbau eines Bundesamtes für Umweltschutz 
zur Abteilung U seines Ministeriums erklärt hat: 

„Aus dem Bundesministerium werden beispielsweise alle Tech- 
niker ausgegliedert. Die Gesetzgebung freilich muß im Hause 
bleiben." 

Die Bundesregierung hat in ihrem Umweltprogramm ihre Ab- 
sicht erklärt, ein Bundesamt für Umweltschutz als Dachorgani- 
sation zur wirksameren Zusammenfassung bestehender Bundes- 
anstalten und Einrichtungen auf dem Gebiet der Umweltfor- 
schung und zur Übernahme von nichtministeriellen Aufgaben 
im Rahmen der Zuständigkeit des Bundes im Umweltschutz zu 
errichten. 

Mit Befriedigung hat die Bundesregierung davon Kenntnis ge- 
nommen, daß auch die CDU/CSU-Fraktion des Deutschen 
Bundestages die Errichtung eines Bundesamtes für Umwelt- 
schutz begrüßt. Anläßlich der Beratung des Umweltprogramms 
der Bundesregierung (Drucksache VI/2710) hat das Mitglied des 
Deutschen Bundestages, Dr. Gruhl, hierzu ausgeführt: ' 

„Für alle diese Entscheidungen müssen die wissenschaft- 
lichen Grundlagen zur Verfügung stehen. Darum begrüßt 
die CDU/CSU-Fraktion die vorgesehene Einrichtung eines 
Bundesamtes für Umweltschutz, in dem die bisherigen 
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Institute unter einem Dach zusammengefaßt werden und, 
wo nötig, auch zu ergänzen sind. Von diesem Amt sollte 
die Umweltforschung gesteuert und die Vergabe der For- 
schungsaufträge vorgenommen werden." 

(Stenographischer Bericht des Deutschen Bundestages, 
155. Sitzung am 3. Dezember 1971, Seite 8920, rechte Spalte) 

Der Präsident des Bundesrechnungshofs als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung hat im März 1972 eine 
von der Bundesregierung erbetene gutachtliche Stellungnahme 
zur Frage der Errichtung eines Bundesamtes für Umweltschutz 
abgegeben. Hierhin schlägt er die Errichtung einer zentralen 
Behörde (Bundesamt für Umweltschutz) vor, der besondere 
Koordinierungsaufgaben auf dem Gebiet des Umweltschutzes, 
aber auch sog. nichtministerielle Aufgaben übertragen werden 
sollten. Dem Bundesamt sollten zunächst die Erledigung der 
gegenwärtig in der Abteilung U (Umweltschutz) in drei Unter- 
abteilungen des Bundesministeriums des Innern zusätzlich 
wahrgenommenen nichtministeriellen Aufgaben zugewiesen 
werden. Hierzu führt der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung aus, daß Entscheidungen jedoch erst 
getroffen werden sollten, wenn das Bundesamt eingearbeitet ist 
und die Bundesregierung dann nach genauen Untersuchungen 
angemessene Abgrenzungen zwischen dem Bundesamt und den 
Ressorts vornehmen kann. 

Ende März 1972 habe ich die gutachtliche Stellungnahme des 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
vor Pressevertretern erläutert. In diesem Zusammenhang habe 
ich das Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung zitiert, wonach im einzelnen geprüft werden 
müsse, ob und inwieweit bisher in der Abteilung Umweltschutz 
meines Hauses wahrgenommene nichtministerielle Aufgaben 
einer Verlagerung in das zu errichtende Bundesamt für Umwelt- 
schutz bedürfen. Personalfragen waren nicht Gegenstand des 
Pressegesprächs. 


2. Wenn nein, inwieweit entspricht die angebliche Erklärung den 
Vorstellungen und Absichten des Bundesministers des Innern? 

Mit den nunmehr auf den Bund übertragenen konkurrierenden 
Gesetzgebungszuständigkeiten auf dem Gebiet der Abfallbesei- 
tigung, der Luftreinhaltung und der Lärmminderung wird 
entsprechend den Forderungen und der Zielsetzung des Umwelt- 
programms der Bundesrepublik das gesetzliche Instrumentarium 
mit Nachdruck vervollständigt werden müssen. Der ohnehin 
schon große Arbeitsanfall in der Abteilung Umweltschutz 
meines Hauses wird sich daher noch verstärken. Zu seiner 
Erledigung wird der Personalbestand mit Sicherheit, auch was 
Angehörige naturwissenschaftlich-technischer Berufe anbelangt, 
erhöht werden müssen. Die Mitarbeit der in meinem Hause 
tätigen Naturwissenschaftler der verschiedenen Fachrichtungen 
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hat schon an den bisherigen Leistungen des Bundes auf dem 
Gebiet der Umweltpolitik und besonders an der Erarbeitung 
des Umweltprogramms der Bundesregierung einen entschei- 
denden Anteil gehabt. Ihre Erfahrung, ihre Sachkunde und ihr 
Engagement werden erst recht für die Durchführung des Um- 
weltprogramms benötigt. 


3. Wenn Frage 1 bejaht wird; Ist der Bundesminister des Innern 

der Auffassung, 

a) daß die Naturwissenschaftler sich nicht als geeignete Mit- 
arbeiter im Ministerium erwiesen haben, 

b) daß es zur Erarbeitung der zum großen Teil von technisch- 
wissenschaftlichen Problemen bestimmten Umweltpolitik auf 
Bundesebene nicht der unmittelbaren Mitarbeit von Natur- 
wissenschaftlern verschiedener Fachbereiche bedarf, 

c) daß eine sachgerechte Auswertung von Beschlüssen des 
überwiegend aus Naturwissenschaftlern bestehenden feach- 
verständigenrates für Umweltfragen durch das Ministerium 
ausschließlich durch Mitarbeiter mit rechts- und staatswissen- 
schaftlicher Vorbildung möglich sein wird? 

Die Antwort hat sich bereits durch die Beantwortung der Frage 1 
erledigt. 


Gensdier 
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